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POSTMARKT Bei den priva-
ten Expressdiensten herrsche
zum Teil Wildwuchs, behaup-
ten die Gewerkschaften. Sie
vermuten vorab bei kleinen
Firmen Lohndumping. Bewei-
se dafür fehlen zwar. Dennoch
gelten nächstes Jahr für priva-
te Postdienste deutlich stren-
gere Auflagen.

53 793 Franken brutto – so viel
verdient ein Paketbote der
Schweizerischen Post im Mini-
mum pro Jahr. Mit steigender Er-
fahrung kann er den Lohn auf
jährlich maximal 75 610 Franken
steigern. Diese Löhne sind für
Syndicom, die Gewerkschaft für
Medien und Kommunikation, in
Ordnung.

Was Syndicom dagegen Sorgen
bereitet, sind die Arbeitsbedin-
gungen bei den zahlreichen klei-
nen und meist unbekannten pri-
vaten Postanbietern. «Besonders
im Markt der Express-
paketdienste bietet sich Lohn-
dumping an», sagt Fritz Gurtner,
Postverantwortlicher bei Syndi-
com. Im geöffneten Schweizer
Paketmarkt fallen die Expresspa-
ketdienste heute nicht unter die
Aufsicht der Postregulationsbe-
hörde Postreg. Beweise, dass ein-
zelne Firmen ungerecht tiefe
Löhne zahlen, hat Gurtner frei-
lich nicht. «Wir gehen aber auf-
grund von Erfahrungen aus an-
deren Ländern davon aus, dass
im Kuriermarkt Wildwuchs
herrscht», so Gurtner.

Stärkere Kontrolle für alle
Syndicom ist deshalb froh, dass
im Rahmen der neuen Postge-
setzgebung, die Mitte nächsten
Jahres in Kraft treten soll, priva-
te Expressdienste und Postan-
bieter stärker an die Kandare ge-
nommen werden. Künftig gilt:
Auch die private Konkurrenz der
Post muss mit den verschiedenen
Sozialpartnern über einen Ge-
samtarbeitsvertrag (GAV) ver-
handeln. «So erreichen wir mehr
Transparenz, gleich lange Spies-
se und bessere Arbeitsbedingun-
gen für das Personal», freut sich
Gurtner. Auch der Post kommt
diese stärkere Kontrolle der pri-
vaten Konkurrenz gelegen: Sie
läuft so nicht mehr so stark Ge-
fahr, von privaten Anbietern mit
viel tieferen Löhnen bedrängt
wird. Die Post erreicht im seit
2004 liberalisierten Paketmarkt
immer noch rund 80 Prozent
Marktanteil.

Was genau passieren wird, falls
einzelne GAV-Verhandlungen
mit privaten Postdiensten schei-
tern, ist im Moment noch unklar,
weil die Verordnung zum neuen
Postgesetz noch in Arbeit ist.
Klar ist aber: So oder so werden
für private Postdienste verbindli-
che Arbeitsbedingungen gelten.

Die Postregulationsbehörde
erhält im Rahmen der neuen Ge-
setzgebung mehr Mittel, die Ein-
haltung dieser Vorschriften zu
überprüfen.

Bereits heute besteht mit der
Logistikfirma DPD Schweiz ein
GAV, der auf freiwilliger Basis zu-
stande kam. Gurtner bezeichnet
diesen Vertrag als vorbildlich und
will ihn als Vorlage in die GAV-
Verhandlungen mit den anderen
privaten Postdienstleistern mit-
nehmen.

Bei DPD verdient ein Touren-
fahrer, der Sendungen ausliefert,
mindestens 47470 Franken, ma-
ximal 60 000 Franken pro Jahr.
Das ist weniger, als die Post ihren
Paketboten bezahlt (siehe Tabel-
le). «Gemessen an den unter-
schiedlichen Jahresgewinnen
der beiden Unternehmen geht
diese Differenz aber in Ord-
nung», sagt Gurtner. Dazu haben
die DPD-Boten Anspruch auf
fünf Wochen bezahlte Ferien und
die Wochenarbeitszeit beträgt 43
Stunden.

Bei der Schweizerischen Post
begrüsst man die Gleichbehand-
lung der privaten Konkurrenz:
«Wir sind froh, dass nun gleich
lange Spiesse für alle Markt-
teilnehmer gelten», sagt Spre-
cherin Nathalie Salamin. «Das
haben wir so auch immer ge-
fordert.» Dies sei zwingend nötig,
damit der Wettbewerb «in dieser
sehr personalintensiven Branche
über die Qualität der Dienst-
leistungen und nicht auf Kosten
der Angestellten ausgetragen
wird».

Kurierverband kontert Kritik
Peter Sutterlüti, Präsident des
Kurierverbandes KEP& Mail
(Kurier, Express, Paket), wehrt
sich gegen den Generalverdacht
der Gewerkschaft Syndicom. Er
lege für die Mitglieder seines Ver-
bandes die Hand ins Feuer und
garantiere, dass sie sich an die
Mindestanforderungen seines
Verbandes halten. Dem Verband

KEP& Mail gehören 13 Mitglie-
der an, darunter führende Unter-
nehmen wie DHL und eben DPD.

Die Mindestanforderungen se-
hen so aus: mindestens 42 000
Franken Jahreslohn, 43 Arbeits-
stunden pro Woche für Touren-
fahrer und 42 Stunden für das üb-
rige Personal sowie vier Wochen
bezahlte Ferien. Für Angestellte,
die das 50. Altersjahr hinter sich
gelassen haben, kommt eine
fünfte Ferienwoche dazu. «Viele
unserer Mitglieder liegen mit ih-
ren Arbeitsbedingungen sogar
deutlich über den von uns gefor-
derten Mindeststandards», so
Sutterlüti.

Er räumt allerdings ein, dass es
viele Konkurrenten im Markt ge-
be, vorab kleine Firmen, die kei-
nem Verband angehören und
folglich auch nicht kontrolliert
werden. Dass es dort womöglich
andere Arbeitsbedingungen ge-
ben mag, schliesst Sutterlüti
nicht aus. Philippe Müller

Mindestlohn: Private Kuriere im Visier

DIE POST ZAHLT MEHR ALS DIE KONKURRENZ

Vergleich der Arbeitsbedingungen
Jahreslohn Jahreslohn Wochenarbeitszeit Bezahlte Ferien
brutto min. brutto max.

Briefträger Post 47 817 Fr. 75 610 Fr. 42 Stunden 6 Wochen (ab 60 J. 7 Wochen)
Paketbote Post 53 793 Fr. 75 610 Fr. 42 Stunden 6 Wochen (ab 60 J. 7 Wochen)
Tourenfahrer DPD 47 470 Fr. 60 000 Fr. 43 Stunden 5 Wochen (ab 60 J. 6 Wochen)
Standards KEP&Mail-Verband 42 000 Fr. keine Angaben 43 Stunden 4 Wochen (ab 50 J. 5 Wochen)

Quelle Post, KEP&Mail, Syndicom

«Wir gehen auf-
grund von Erfah-
rungen aus anderen
Ländern davon aus,
dass im Kurier-
markt Wildwuchs
herrscht.»

Fritz Gurtner, Syndicom

BUNDESAKTEN Das Recht
auf freien Zugang zu fast allen
Akten der Bundesverwaltung
wird gemäss Datenschützer
Hanspeter Thür noch kaum
genutzt. Das könnte sich im
kommenden Jahr ändern: Ein
neues Instrument wird den
Zugang deutlich vereinfachen.

Das Öffentlichkeitsgesetz BÖG
hat vor fünf Jahren die Geheim-
haltung von Dokumenten der
Bundesverwaltung auf spektaku-
läre Weise auf den Kopf gestellt:
Zuvor waren grundsätzlich alle
Akten geheim, ausser sie wurden
explizit zu Publikation freigege-
ben. Seit Einführung des BÖG ist
es gerade umgekehrt.

In anderen Ländern wie zum
Beispiel in Grossbritannien kam
es mit dem Öffentlichkeitsprin-
zip zu einem eigentlichen Run
auf amtliche Dokumente. Nicht
so in der Schweiz: 2010 wurden
bei den Bundesbehörden insge-
samt 239 Zugangsgesuche einge-
reicht, wie der eidgenössische
Datenschutz- und Öffentlich-
keitsbeauftragte Hanspeter Thür
gestern bekannt gab.

Bald ein einfacher Zugang
2012 könnte die Zahl der Gesu-
che steigen. Denn unter der Lei-
tung von Andreas Kellerhals,
Direktor des Bundesarchivs, be-

reiten Experten einen besseren
Zugang zu Akten der Bundesver-
waltung vor.

Heute krankt das Öffentlich-
keitsprinzip unter anderem dar-
an, dass Bürgerinnen und Bürger
gar nicht wissen, was alles vor-
handen ist. Was nicht bekannt ist,
lässt sich auch nicht mit einem
Gesuch einfordern. Hier setzt das
Projekt an, das Kellerhals leitet:
Ein Gesamtkatalog soll eine
Übersicht über alle Akten (Ge-
schäftsdossiers) der Bundesver-
waltung geben, wie Kellerhals
bestätigt. Im Grunde wird das
Ziel der gläsernen Verwaltung
erst auf diese Weise erreicht. Auf
einer Internetseite sollen künftig
alle Interessierten diesen Kata-
log durchforsten können. Es wird

also einen Zugang zu allen ver-
schiedenen Verwaltungsstellen
geben – Experten sprechen hier
vom Single Point of Orientation,
wie es zum Beispiel die USA
(data.gov) schon kennen.

Fast wie bei Google
Das Schweizer System soll benut-
zerfreundlicher sein als der Zu-
gang in den USA. Denn es ist vor-
gesehen, dass Bürger ähnlich
wie bei der Internetsuchma-
schine Google nach Stich-
worten suchen können. Im
Gegensatz zu Google wer-
den aber die Suchergeb-
nisse anders strukturiert:
Denkbar ist zum Beispiel eine
Anordnung nach Departe-
menten. Verlinkungen wer-
den zudem auf betroffe-
ne Rechtsgebiete ver-
weisen.

Der Single Point of
Orientation wird vorerst
nur einen Katalog ent-
halten. Ergänzt wird das
Angebot durch ein In-
ternetformular, mit
dem interessierte
Bürger auf einfache
Weise ein Gesuch für
die Herausgabe der
gewünschten Doku-
mente stellen können.
Es gibt also keinen di-
rekten Zugriff auf Doku-
mente.

Einsicht verweigert
Die Gesuche können
auch abgelehnt werden
– der Geheimhaltung
unterstehen zum Bei-
spiel weiterhin militä-
rische Informationen,
welche die Landes-
sicherheit betreffen.
2010 haben die Behör-
den in 106 Fällen voll-
ständig, in 63 Fällen
teilweise Einblick ge-
währt. In 62 Fällen wur-
de die Einsichtnahme
komplett verweigert, wie
dem Jahresbericht (sie-
he auch unten) des Da-
tenschützers zu entneh-
men ist. Dies ist so wenig
wie noch nie seit Inkraft-
treten des Gesetzes. Es
sei allerdings davon
auszugehen, dass die
Behörden oft gar nicht
erkennen würden, dass
es sich bei einer Anfra-
ge um ein Zugangs-
gesuch im Sinne des Öf-
fentlichkeitsgesetzes handle,
hielt der Datenschützer fest.

Gläserne Verwaltung ab Mitte 2012

Die neusten Entwicklungen von Facebook bereiten dem eidgenössischen Datenschutz- und
Öffentlichkeitsbeauftragten Sorge. Dennoch – oder gerade deswegen – erwägt Hanspeter Thür,
einen eigenen Account zu eröffnen. Der Zweck wäre die Sensibilisierung der Nutzer.

Besonders problematisch ist aus
Sicht des Datenschützers die au-
tomatische Gesichtserkennung,
die Facebook seit jüngstem an-
bietet. «Damit wird das Recht am
eigenen Bild völlig ausgehebelt»,
sagte Hanspeter Thür gestern vor
den Medien in Bern anlässlich
der Präsentation seines Jahres-
berichtes.

Gesichtserkennungssoftware
Derzeit greift die Gesichtserken-
nungssoftware nur bei den Face-
book-Freunden eines Nutzers:
Wenn ein Bild eines Facebook-
Freundes hochgeladen wird, er-
kennt die Software dessen Ge-
sicht und schlägt dem Nutzer vor,
das Bild mit Namen zu markie-
ren. Wer nicht will, dass sein
Name in Bildern anderer auto-
matisch vorgeschlagen wird,
muss die Einstellungen verän-

dern. Die Technologie dürfte
nicht auf soziale Netzwerke be-
schränkt bleiben: Facebook ma-
che nur den Anfang, sagte Thür.
Google verfüge schön länger über
eine Gesichtserkennungssoft-
ware, und in absehbarer Zeit wer-
de die Technologie auch mit
Smartphones verknüpft sein.

Ausserdem sind immer mehr
Facebook-Daten nicht für einen
eingeschränkten Kreis, sondern
im gesamten Netz zugänglich.
Thür erinnerte daran, dass Face-
book die Geschäftsbedingungen
in den vergangenen Jahren lau-
fend so verändert hat, dass Nut-
zer automatisch einem immer
weiteren Kreis Zugang auf ihre
Daten gewähren.

Angesichts dieser Entwicklun-
gen ist es für Thür wichtig, grund-
sätzlich zu klären, was erlaubt ist
und was nicht. Ein solches

Grundsatzurteil wird jenes zu
Google-Street-View sein. Der
Datenschützer zeigt sich zuver-
sichtlich, dass das Bundesgericht
dem Bundesverwaltungsgericht
folgen und seine Anliegen gröss-
tenteils gutheissen wird.

Fehler oder Strategie?
Dass Internetfirmen bei Kritik
oft angeben, ihnen sei ein Fehler
unterlaufen, erfüllt den Daten-
schützer mit Argwohn. «Man
staunt, dass solchen Unterneh-
men derartige Fehler unterlau-
fen», stellte er fest. «Und man
fragt sich, ob es sich nicht um ei-
ne Strategie zur Auslotung des
Handlungsspielraums handelt.»
Seinen eigenen Handlungsspiel-
raum betrachtet der Datenschüt-
zer als klein. Er plädiert deshalb
nachdrücklich für eine Revision
des Datenschutzgesetzes.

Verankern möchte er unter
anderem das Prinzip der Daten-
sparsamkeit: Bei der Datenbear-
beitung soll vermieden werden,
dass Personen identifiziert wer-
den, obwohl dies für den Zweck
der Bearbeitung nicht nötig wäre.
Der Bundesrat wird sich laut
Thür demnächst mit den Vor-
schlägen befassen.

Account oder gleich Blog?
Neben dem Gesetz setzt der Da-
tenschützer auf die Sensibilisie-
rung. Dabei zieht er auch in Be-
tracht, künftig direkt in sozialen
Netzwerken zu agieren – und die-
se gewissermassen mit den eige-
nen Waffen zu schlagen. Ob er
dafür lediglich einen Account er-
öffnet, der auf die Datenschutz-
Homepage verweist, oder einen
Blog einrichtet, ist noch offen. sda

«Das Recht am eigenen Bild wird völlig ausgehebelt»

«Man staunt, dass
solchen Unterneh-
men derartige Feh-
ler unterlaufen.»

Hanspeter Thür
Datenschutzbeauftragter

Pressekonferenz des Daten-
schutzbeauftragten

Video-Interview zum Thema
datenschutz.bernerzeitung.ch

«Ein Gesamtkatalog
soll eine Übersicht
über alle Akten der
Bundesverwaltung
geben.»
Andreas Kellerhals, Projektleiter

Ende 2011 oder Anfang 2012
beginnt eine verwaltungsinterne
Testphase, wie Kellerhals erläu-
tert. Dabei werden erst einzelne
Ämter Daten zur Verfügung stel-
len. Sie werden in der Pilotphase
gemeinsam mit der Generalse-
kretärenkonferenz den Single
Point of Orientation testen kön-
nen. Danach muss der Bundesrat
grünes Licht geben. Der Fahrplan

«Das Projekt wird
sich für die Bundes-
verwaltung unter
dem Strich lohnen.»

Matthias Stürmer

sieht vor, dass die Öffentlichkeit
in der zweiten Jahreshälfte 2012
Zugriff auf das neue System
erhält.

Finanzielle Hürden
Einige Hürden hat das Projekt
gemeistert, aber noch nicht alle.
So gibt es Bereiche wie zum Bei-
spiel die Swisstopo, die mit Daten
Geld verdienen. Müssen sie auf-
grund des Öffentlichkeitsprin-
zips alles gratis zur Verfügung
stellen, fallen auf der einen Seite
Einnahmen weg. Auf der ande-
ren Seite können zusätzliche
Kosten entstehen, wenn zum
Beispiel die Zahl der Gesuche
um Akteneinsicht deutlich
steigt. Matthias Stürmer, Ge-
schäftsleiter der Parlamentari-
schen Gruppe digitale Nachhal-
tigkeit, ist dennoch zuversicht-
lich: «Das Projekt wird sich für
die Bundesverwaltung unter

dem Strich lohnen.» Denn
Transaktionskosten für Infor-

mationen würden sinken. Wei-
ter geht Stürmer davon aus, dass
die Steuereinnahmen steigen,
«da Unternehmen mit den zur
Verfügung gestellten Informa-

tionen höhere Gewinne
erzielen».

Politischer Vorstoss
Die Gruppe wird dem-
nächst eine Motion einrei-
chen, mit der sie vom Bun-
desrat detaillierte Aus-

kunft über Nutzen und
finanzielle Folgen des

Projekts verlangt. Dies be-
stätigt der Berner Nationalrat

Christian Wasserfallen,
Co-Präsident der Parla-

mentarischen Gruppe digita-
le Nachhaltigkeit, gegenüber die-
ser Zeitung. Bernhard Kislig

GESAMTARBEITSVERTRAG

Mehr Lohn für
Putzpersonal
Angestellte in der Reinigungs-
branche, die einem Gesamtar-
beitsvertrag (GAV) unterstellt
sind, erhalten ab 2012 jährlich
bis zu 2,5 Prozent mehr Lohn.
Zudem bekommt das Personal
einen vollen 13. Monatslohn. Das
seien die wichtigsten Resultate
der GAV-Verhandlungen, teilte
die Paritätische Kommission der
Reinigungsbranche in der
Deutschschweiz (PK Reinigung)
mit. Dem GAV sind rund 650 Un-
ternehmen mit insgesamt 50 000
Mitarbeitenden aus 100 Natio-
nen unterstellt. sda

MEDIEN

«20 Minuten» nun
auch im Tessin
Der Verleger der Tageszeitung
«La Regione Ticino», Giacomo
Salvioni, lanciert gemeinsam
mit dem Medienverbund 20 Mi-
nuten eine kostenlose Pendler-
zeitung für das Tessin. «20 mi-
nuti» soll ab dem 14. September
erscheinen und hauptsächlich
über Zeitungsboxen vertrieben
werden. Die Auflage wird zu Be-
ginn bei 36 000 Exemplaren lie-
gen. Als Verleger amtieren ge-
meinsam Giacomo Salvioni und
Pietro Supino, Präsident des Ver-
waltungsrates von Tamedia, dem
Mutterhaus des 20-Minuten-
Medienverbundes. sda

GROSSSÄGEREI

Deutsche Firma
bekommt Zuschlag
Die bankrotte Grosssägerei im
bündnerischen Domat-Ems geht
nach Deutschland. Für 20,05 Mil-
lionen Franken bekam überra-
schenderweise die deutsche
Klausner Holz Thüringen GmbH
den Zuschlag, wie an einer Me-
dienkonferenz mitgeteilt wurde.
Die beiden Bewerber aus Öster-
reich – der Wiener Holzindust-
rielle Schweighofer und die Tiro-
ler Egger-Gruppe – hatten ihre
Angebote kurz vor der Verstei-
gerung zurückgezogen. Der neue
Eigentümer ersteigerte sich die
Sägereianlage ohne Baurecht. Er
will die Anlagen innerhalb von
sechs Monaten demontieren und
nach Deutschland bringen. sda

WAHLJAHR

EVP peilt
Fraktionsstärkean
Die Evangelische Volkspartei will
bei den eidgenössischen Wahlen
im Herbst Fraktionsstärke er-
reichen. Neben den zwei Bishe-
rigen aus den Kantonen Bern
(Marianne Streiff-Feller) und
Zürich erhofft sich die EVP Sitz-
gewinne im Baselbiet und in den
Kantonen Aargau und Thurgau.
In diesen Kantonen gebe es auf-
grund günstiger Listenverbin-
dungen durchaus Chancen auf
ein Mandat, teilte die EVP ges-
tern anlässlich ihres Wahlkampf-
auftaktes in Bern mit. sda

AKW LEIBSTADT

Bakterien im
Kühlwasser
Im Kühlwasser des AKW Leib-
stadt im Kanton Aargau sind Le-
gionellenkeime entdeckt wor-
den. Die Bakterien werden nun
mit chemischen Desinfektions-
mitteln bekämpft. Das gesund-
heitliche Risiko für die Bevöl-
kerung im Umfeld des AKW sei
aufgrund der gemessenen Kon-
zentrationen der Keime «äus-
serst gering», teilte das AKW am
Montag mit. Die Behandlung des
Kühlwassers sei in erste Linie
eine Vorsichtsmassnahme zum
Schutz der Mitarbeiter. sda

InKürze

ENERGIE Die Mehrheit der
Elektrizitätswerke ist erst un-
genügend auf die Herausfor-
derungen einer erneuerbaren
und naturverträglichen Ener-
gieversorgung ausgerichtet –
sagen WWF und Pro Natura.

Die Schweiz steigt aus der Atom-
kraft aus und setzt auf eine nach-
haltige Stromversorgung. Die
Elektrizitätswerke spielen dabei
eine Schlüsselrolle. Mit einem
umfassenden Rating wollten die
beiden Umweltorganisationen
WWF und Pro Natura herausfin-
den, wie nachhaltig die zwölf
grössten Stromversorger arbei-
ten. Die Ergebnisse wurden am
Montag veröffentlicht.

In der Gesamtbewertung mit
78 von 100 Punkten am besten
abgeschnitten haben die Indus-
triellen Betriebe Genfs (SIG). Es
folgen die Zürcher EWZ und die
IWB Industriellen Werke Basel
mit je 72 Punkten. Die weiteren
Platzierungen sind auch aus Ber-

ner Sicht interessant: die Zür-
cher EKZ und die Berner EWB
( je 58 Punkte), BKW FMB Ener-
gie AG (55), Groupe E (49), die
Baselbieter EBM (48), die CKW
Centralschweizerische Kraft-
werke AG (47), Romande Energie
(46), die Bündner Repower (45)
und die Aargauer AEW Energie
AG (43 Punkte).

Das Fazit der Umweltorganisa-
tionen: Nur ein kleiner Teil der
Stromversorger ist auf eine nach-
haltige Energieversorgung aus-
gerichtet und damit auf die Zu-
kunft vorbereitet.

Die BKW nimmt die Studie zur
Kenntnis, hält auf Anfrage aber
fest, dass sie ihre Unternehmens-
strategie «sehr wohl auf die För-
derung der neuen erneuerbaren
Energien sowie der Energieeffi-
zienz ausgerichtet» habe. EWB
äusserte sich ebenfalls nicht zum
Inhalt des Ratings, wies aber dar-
auf hin, dass das Unternehmen
den Atomausstieg längst aufge-
gleist habe. sda/phm

Energie-Rating: BKW und
EWB nicht auf dem Podest

NATURGEFAHREN Ob Un-
wetter, Waldbrände, Lawinen
oder Erdbeben: Vor Naturge-
fahren warnt der Bund künftig
über Radio und Fernsehen.

Bei grosser oder sehr grosser Ge-
fahr müssen die Stationen neu ei-
ne offizielle und einheitliche
Warnung senden. Die Warnung
wird mit gleichem Text, gleicher
Karte und gleichen akustischen
und optischen Erkennungsmerk-
malen verbreitet. «Mit geringem
Aufwand Leben retten und Schä-
den begrenzen», nannte Willi
Scholl, Direktor des Bundesam-
tes für Bevölkerungsschutz
(Babs), gestern in Bern vor den
Medien das Ziel der Warnung.

Hochwasser im Sommer 2005
Nach dem schweren Hochwasser
im Sommer 2005 hatten Bundes-
rat und Parlament eine bessere
Alarmierung der Bevölkerung ge-
fordert. Beim Hochwasser waren
sechs Menschen ums Leben ge-
kommen; die Sachschäden belie-

fen sich auf rund 3 Milliarden
Franken. Gemäss Studien fallen
Hochwasserschäden 20 Prozent
geringer aus, wenn die Bevölke-
rung rechtzeitig gewarnt und in-
formiert wird. Beim Hochwasser
von 2005 zum Beispiel wären die
Schäden rund 600 Millionen tie-
fer ausgefallen.

Die elektronischen Medien –
SRG und konzessionierte private
Stationen – sind verpflichtet,
Warnhinweise kostenlos zu ver-
breiten. Dies ist der Fall, wenn die
erwartete Gefahr auf einer Fün-
ferskala die obersten Stufen
«gross» oder «sehr gross» er-
reicht. Für den Inhalt der Mel-
dungen sind die Bundesstellen
verantwortlich.

Klare Regeln
Die Sender müssen die Meldun-
gen je nach Dringlichkeit 30 Mi-
nuten bis 2 Stunden nach Ein-
gang senden, in der Regel im Um-
feld einer Nachrichtensendung.
Die Warnungen müssen danach
zweimal wiederholt werden. Ra-
dio und Fernsehen sind nach Auf-
fassung der Beteiligten trotz In-
ternet und Mobiltelefonie die
besten Wege, um Warnungen vor
Naturgefahren sicher und rasch
zu verbreiten. Gebündelte Infor-
mation bieten diverse Bundes-
stellen über www.naturgefah-
ren.ch auch im Internet an. sda

Alarm kann Leben retten

Juli 2007: Im Einsatz gegen
das Hochwasser in Lyss. Urs Baumann
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